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Unklare AVB-Bestimmung 
 
 
Leitsatz 
 
Mehrdeutige Klauseln in AVB sind nach der Unklarheitsregel gegen den Versicherer als deren Verfasser 
auszulegen. Die gelangt jedoch nur zur Anwendung, wenn sämtliche übrige Auslegungsmittel versagen. 
Anwendungsbeispiel. 
 
 
Sachverhalt 
 
Im vorliegenden Streit ging es um die Auslegung einer Bestimmung in den AVB einer Krankenzusatz-
versicherung. Die Bestimmung hat folgenden Wortlaut1: 

«Art. 14 Leistungsumfang 

14.1 Die CSS bezahlt die Aufenthalts- und Behandlungsergänzungskosten in einem Spital in 
der ganzen Schweiz, inklusive die Aufenthalts- und Erstuntersuchungskosten für ein ge-
sundes Neugeborenes während des Spitalaufenthaltes seiner Mutter, sofern es innert 30 
Tagen nach seiner Geburt bei der CSS versichert wird. 

14.2 Auf der Police ist die versicherte Variante aufgeführt: 

 a) Halbprivate Abteilung: Zweibettzimmer mit Tarifbindung mit der CSS; 

 b) Halbprivate Abteilung: Zweibettzimmer mit Tarifbindung mit der CSS nach der ein-
schränkenden Spitalliste der CSS. 

14.3  Wählt die versicherte Person mit der Spitalversicherung halbprivat eine private Abteilung, 
bezahlt die CSS den halbprivat geschuldeten Anteil. 

14.4.  Verfügt ein Spital über keine halbprivate oder entsprechende Abteilung, bezahlt die CSS 
75% der entstehenden versicherten Kosten. 

14.5 …» 
 
Vereinbart waren gemäss Police Versicherungsleistungen nach der Variante nach Art. 14.2. lit. a AVB. 
 
Eine Versicherte musste sich zur Rehabilitation in eine Klinik begeben. Der Versicherer teilte ihr mit, 
dass er bei diesem Spital wegen eines vertragslosen Zustandes im halbprivaten Bereich nur die Kos-
ten für die allgemeine Abteilung übernehme. Die Versicherte war der Meinung, dass der Versicherer 
nach Art. 14.4 dennoch 75% der Zusatzkosten für die halbprivate Abteilung übernehmen müsse. Das 
kantonale Versicherungsgericht lehnte eine entsprechende Forderung der Versicherten ab. 
 
 
Erwägungen 
 
Das Bundesgericht erinnert zuerst daran, dass die streitgegenständliche Klausel der AVB schon einmal 
Gegenstand eines Bundesgerichtsentscheides war (BGE 133 III 607)2. Es stellte in diesem Entscheid 
fest, dass Art. 14.2 die Generalklausel von Art. 14.1 dahingehend einschränke, dass die freie Spitalwahl 
lediglich unter Spitälern bestehe, die einen Tarifvertrag mit dem Versicherer haben. 
 

 
1  Das Bundesgericht hat darauf verzichtet, die Bestimmung im Wortlaut zu zitieren. Aufgrund der Angaben im 

anonymisierten Urteil lässt sich aber unschwer erkennen, dass es sich um die AVB «Spitalversicherung 
halbprivat» vom 01.1997 der CSS-Versicherung handelt.  

2  Die damals zu beurteilende Klausel entsprach wörtlich jener im vorliegenden Fall. Die ältere AVB-Ausgabe 
unterschied sich lediglich dadurch von der vorliegenden, dass die Bestimmung in Art. 13 statt in Art. 14 ein-
geordnet war. 
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Vorliegend verlangt die Versicherte 75% der Zusatzkosten. Sie stützt sich dabei auf Art. 14.4 AVB. 
Diese Bestimmung setzt aber voraus, dass ein Spital über gar keine halbprivate Abteilung verfügt, wo-
gegen vorliegend lediglich die Tarifbindung für die grundsätzlich vorhandele halbprivate Abteilung fehlt. 
Entscheidend ist damit, wie die Formulierung «Verfügt […] über keine halbprivate […] Abteilung» aus-
zulegen ist. 
 
Die Versicherte macht geltend, es sei in Bezug auf Art. 14.2 lit. a AVB widersprüchlich, eine Leistungs-
pflicht aus Art. 14.4 AVB nur dann zu bejahen, wenn das Spital tatsächlich über keine halbprivate Ab-
teilung verfüge. Ihrer Meinung nach müsse Art. 14.4 AVB immer zur Anwendung kommen, wenn bei 
Spitälern, die über keine «Zweibettzimmer mit Tarifbindung» gemäss Art. 14.2 lit. a AVB verfügen, an-
sonsten zwischen den beiden Bestimmungen ein Widerspruch entstehe. 
 
Das Bundesgericht stellt fest, dass der systematische Zusammenhang für die Auslegung der Versicher-
ten spricht. Demnach wird in Art. 14.2 lit. a AVB die halbprivate Abteilung als «Zweibettzimmer mit 
Tarifbindung» definiert. Aus diesem Grund müsse dieser Inhalt des Begriffs «halbprivate Abteilung» 
auch für die Auslegung von Art. 14.4 AVB massgebend sein. Dies würde aber bedeuten, dass der Ver-
sicherer damit seine Gestaltungsmöglichkeit (Ausschluss von Spitälern ohne Tarifbindung) vollständig 
aus der Hand gibt. Es ist deshalb zweifelhaft, ob für die «gewöhnlichen Versicherungsnehmer» die 
Auslegung der Versicherten nach Treu und Glauben erkennbar ist. 
 
Dies führt das Bundesgericht zum Schluss, dass Art. 14.4 AVB unklar ist. Damit gilt nach der Unklar-
heitsregel die für die Versicherte günstigere Auslegung. Entsprechend hob das Bundesgericht das Vo-
rinstanzliche Urteil auf und hiess die Klage der Versicherten gut. 
 
 
Anmerkungen 
 
Das Urteil zeigt lehrbuchartig und überzeugend, wie die Unklarheitsregel in der Praxis anzuwenden ist. 
 
 


